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Berlin, 11. März 2025 
Grundideen zum „Bundesamt für Schieneninfrastruktur“  
(BaSchi) 

Status Quo 
 
Die Grundidee des „Bundesamtes für Schieneninfrastruktur“ besteht darin, eine Umset-
zung der eisenbahn- und verkehrspolitischen Ziele des Bundes auch in der Schieneninfra-
strukturpolitik auf Behördenseite sicherzustellen. Die hierfür zuständigen Unternehmen 
(im Konzern der DB oder auch als ausgelagertes, bundeseigenes Unternehmen) sollen so 
bei der Sicherstellung ihrer Ziele begleitet werden. 
 
Derzeit wird Beauftragung und Kontrolle der DB InfraGO AG ganz formal ausschließlich 
durch den DB-Konzern und (unter DB-Gremienvorbehalt stehende) Leistungs- und Finan-
zierungsvereinbarungen (LuFV, für Ersatzinvestitionen und projekt-bündel-bezogene kon-
krete Ausbauvorhaben) gelebt. Die Beauftragung erfolgt durch das Bundesministerium für 
Digitales und Infrastruktur, BMDV, Mittelausreichung und Kontrolle durch das Eisenbahn-
Bundesamt, EBA (inkl. der summarischen Prüfung der in der LuFV III vereinbarten Kenn-
zahlen) – sowie in unterschiedlicher Intensität durch den Bundesrechnungshof. 
 
Es besteht Konsens, dass der Bund keine ausreichenden Steuerungsmöglichkeiten und 
auch keine hinreichenden konkreten Informationen hat – insbesondere qualitätsbezoge. 
Der Gesetzgeber beschließt außer dem jährlichen Budget keine messbaren Kenngrößen 
für Qualität oder den konkreten Umfang von Ersatz und Ausbau.  
 
Zuverlässigkeit und Planbarkeit von Infrastrukturentwicklung und Betriebsqualität sind da-
her für den Bund nicht sicherstellbar. Die Effizienz der eingesetzten Mittel ist nicht messbar 
und vermutlich rückläufig. 
 
Vorhandene Zuständigkeiten im BMDV sind aktuell die „Steuerungseinheit“ sowie Abtei-
lung E im Zusammenwirken mit der Abteilung H bzw. die jeweils übergeordneten Staats-
sekretär:innen oder der Minister. Eine „Kontrolle“ und „Steuerung“ durch die diese Einhei-
ten sind schon mangels Zeit, aber auch wegen zu geringer fachlicher Expertise weder mög-
lich noch als Element einer Feinsteuerung sinnvoll. Das EBA wie auch die Bundesnetza-
gentur sind im gesetzlichen Rahmen nur randlich befugt, diese Steuerung vorzunehmen 
oder die Umsetzung politischer Ziele zu kontrollieren.  
 
Ziele 
 
Ziel muss es sein, wie in der Schweiz auf der Basis klarer gesetzlich definierter Aufgaben 
der Beteiligten und gesetzlich verankerter (und periodisch überarbeiteter) Qualitäts- und 
Kapazitätsziele die Schieneninfrastrukturgesellschaften des Bundes bei der Umsetzung zu 
begleiten – und zwar zielorientiert und nicht in erster Linie kostenorientiert (wohl aber im 
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Rahmen sachgerecht abgeschätzter Budgets, die im Rahmen eines Schieneninfrastruk-
turfonds für mehrjährige Perioden gesetzlich festgelegt werden). Instrument sind vertragli-
che Vereinbarungen zwischen der oberen Bundesbehörde und der Schieneninfrastruktur-
betreiberin, deren Einhaltung/Umsetzung von dieser Behörde überprüft werden.  
 
Aufgabe der Behörde 
 
Aufgabe der Behörde ist es, etwaigen Nachsteuerungsbedarf (finanziell, rechtlich) an Re-
gierung und Parlament zu adressieren, um die Umsetzung oder die Anpassung des Auftra-
ges sicherzustellen. Ebenso ist es ihre Aufgabe, die Vorbereitung einer Überarbeitung von 
Planungen (etwa eines gesetzlich fixierten Etappierungs-Schritts oder des jeweils neuen 
Jahres eines InfraPlans) zu leisten. 
 
Die Aufgaben der Behörde werden teils erstmalig wahrgenommen, teilweise vom Verkehrs-
ministerium, vom EBA und der Bundesnetzagentur übernommen. Hierfür können Präzisie-
rungen vorhandener Gesetze in Frage kommen (insb. AEG, ERegG, Bundeseisenbahnver-
kehrsverwaltungsgesetz, ggf. weitere). Der Apparat der DB zur politischen Interessenver-
tretung kann, ebenso wie ein Teil der genannten Behörden, personell verkleinert werden. 
Die Größe der Behörde muss exakt anhand der Aufgaben bestimmt werden. Unterstellt 
man das Leistungsspektrum des Schweizer Bundesamtes für Verkehr, dann würden – be-
zogen auf die Netzlänge – 66,5 Stellen für die Betreuung der entsprechenden Leistungs- 
und Finanzierungsvereinbarungen mit der deutschen Schieneninfrastrukturgesellschaft 
des Bundes benötigt. Dabei ist zu beachten, dass die Investitionsintensität je Netzkilome-
ter in der Schweiz ebenso höher ist wie die Zahl der infrastrukturbetreibenden Vertrags-
partner:innen (35). Man kann allerdings auch von einem eingeschwungenen Zustand aus-
gehen.  
 
Die Behörde wird im Geschäftsbereich des BMDV angesiedelt, sollte allerdings die Mög-
lichkeit haben, wie andere einzelne Bundesbehörden direkt dem Deutschen Bundestag zu 
berichten und für die Öffentlichkeitsarbeit zuständig sein.  
 
Eine erfolgreiche Tätigkeit setzt voraus, dass der Bund seine Aufgaben in der Schieneninf-
rastruktur aus Art. 87 e GG gesetzlich präzisiert sowie verbindliche und mit der Finanzie-
rung verzahnte Planungsinstrumente gesetzlich vorgibt. 
 


